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2.10 Rechtsschutz, Vollstreckung und Strafbestimmungen

2.10.1 § 67 Rechtsschutz
1 Der Rechtsschutz in Planungs- und Bausachen richtet sich nach dem
Verwaltungsrechtspflegegesetz.
2 Vorbehalten bleibt:
a) Baueinsprachen erfolgen vor dem Entscheid des Gemeinderates über das Baugesuch und sind
vom Gemeinderat gleichzeitig mit dem Baugesuch zu beurteilen; die Entscheide des
Gemeinderates unterliegen unter Vorbehalt von Bst. b hienach der Verwaltungsbeschwerde;
b) Beschwerden gegen Entscheide des Gemeinderates über Baugesuche und Baueinsprachen
sind als Verwaltungsgerichtsbeschwerden zu behandeln, wenn in derselben Sache ein kantonaler
Entscheid vom Verwaltungsgericht zu beurteilen ist;
c) die Beschwerdefrist gegen Beschlüsse über den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von
gemeindlichen Bauvorschriften, Zonen- und Bebauungsplänen beträgt 20 Tage;
d) der Verwaltungsgerichtsbeschwerde unterliegen die Genehmigungen des Regierungsrates von
Bauvorschriften und Plänen nur soweit, als sie die Beschlüsse der Gemeinden ändern oder
aufheben, oder insoweit eine Partei bereits den Gemeindebeschluss angefochten hat;
e) die Entscheide der Schätzungskommission (Abschnitte 7, 7a und 8) unterliegen der Beschwerde
an das Verwaltungsgericht. Für Zwischenentscheide gilt eine Beschwerdefrist von 20 Tagen;
f) keine aufschiebende Wirkung haben kantonale Rechtsmittel
1. gegen den Erlass oder die Änderung von kantonalen Schutzzonen und gegen einzelne
kantonale Massnahmen zum Schutz der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt;
2. gegen die Sicherung von Planungen (5. Abschnitt);
3. gegen die vorzeitige Besitzeinweisung gemäss §65.
3 Beschwerden gegen Entscheide des Gemeinderates über Baugesuche und Baueinsprachen sind
vorweg darauf zu prüfen, welchen Teil des Bauvorhabens sie betreffen. Stellt die
Beschwerdeinstanz fest, dass ein Baubeginn den Beschwerdeentscheid nicht oder nur teilweise
vorbestimmt, kann sie einen Zwischenentscheid treffen und die Bauarbeiten entsprechend ganz
oder teilweise freigeben. Eine allfällige Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen den
Zwischenentscheid hat keine aufschiebende Wirkung. Das Verwaltungsgericht kann auf Gesuch
hin oder von Amtes wegen die aufschiebende Wirkung erteilen, wenn die
Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausreichend begründet scheint.
4 Wer missbräuchlich Rechtsmittel ergreift und dadurch der Bauherrin oder dem Bauherrn einen
Schaden zufügt, kann dafür haftbar gemacht werden. Im Streitfall entscheidet das Zivilgericht.

Materialien
Absatz 2 lit. e (geändert: 1. Juli 2019)

Die Entscheide der Schätzungskommission (Abschnitte 7 und 8) unterliegen der Beschwerde ans
Verwaltungsgericht. Da neu ein Abschnitt 7a eingeführt wird, in dem die Schätzungskommission ebenfalls
Entscheide zu fällen hat, ist § 67 Abs. 2 lit. e PBG entsprechend zu ergänzen. Damit ist gewährleistet,
dass sämtliche Entscheide ausgehend von der kantonalen Schätzungskommission beim
Verwaltungsgericht anfechtbar sind.

2.10.2 § 68 Behördliche Kontrollen an Ort
1 Die zuständige Behörde lässt an Ort Kontrollen vornehmen, wenn sie Grund zur Annahme hat,
dass gegen öffentliches Planungs- und Baurecht verstossen wird.
2 Sie hat das Zutrittsrecht.

2.10.3 § 69 Verwaltungszwang
1 Der Gemeinderat kann die Bauarbeiten einstellen, nachträgliche Bewilligungsverfahren oder die
Beseitigung und Anpassung von Bauten und Anlagen anordnen, wenn
a) für Bauarbeiten keine rechtskräftige Baubewilligung vorliegt;
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b) eine nachträgliche Baubewilligung von vornherein ausgeschlossen ist;
c) Bauten und Anlagen im unfertigen Zustand verharren oder wegen mangelhaften Unterhalts die
Sicherheit von Personen oder Sachen gefährden.
2 Die Vollstreckung von Entscheiden richtet sich nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz. Das
zuständige Gemeinwesen hat für seine Forderungen und Schadenersatzansprüche einen
Anspruch auf Errichtung eines gesetzlichen Grundpfandrechts im Sinne von §137 Abs. 1 des
Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch.

2.10.4 § 70 Strafbestimmungen
1 Wer diesem Gesetz und seinen Ausführungsbestimmungen zuwider handelt, insbesondere wer
Bauten und Anlagen ohne Bauanzeige oder ohne Bewilligung, bzw. unter Verletzung einer solchen
erstellt, wird mit Busse bis Fr. 100’000.– bestraft.
2 Strafbar ist die vorsätzliche oder fahrlässige Widerhandlung, begangen durch Bauherrin oder
Bauherr, durch Eigentümerin oder Eigentümer, sonstige Berechtigte, Projektverfasserin oder
Projektverfasser, Unternehmerin oder Unternehmer und Bauleiterin oder Bauleiter. Natürliche
Personen sind anstelle einer juristischen Person oder einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft
strafbar, wenn sie für diese gehandelt haben oder hätten handeln sollen. Fällt eine Busse von
höchstens Fr. 10 000.– in Betracht und können die natürlichen Personen nicht ohne
unverhältnismässigen Untersuchungsaufwand festgestellt werden, kann die juristische Person
oder die Gesellschaft zur Bezahlung der Busse verurteilt werden.
3 Die Strafe kann für sich oder neben Massnahmen des Verwaltungszwangs angeordnet werden.
4 Die Strafverfolgung verjährt in drei Jahren seit der Feststellung der Widerhandlung. Die absolute
Verjährung tritt fünf Jahre nach Begehung der Tat ein.
5 Im Übrigen finden die allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches
Anwendung.
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Stichwortverzeichnis

Bauten und Anlagen, 4
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